
Anordnung zur Anwendung von Gewalt 
im Kontext der vorläufigen Inobhutnahme 
durch das Jugendamt Bremen

Kritische Bewertung

Februar 2020

A Grundsätzliches

1. Die Zuweisung zu einem anderen Jugendamt beinhaltet keine Pfiiht der  etrroenene 
siih am zugewiesenen Ort aufzuhalten. Die Gesetzgebung hat die Anwendung vrn Zwang 
zur Durihsetzung vrn Verteilungen gerade niiht vrrgesehen. Es fehlt daher jede 
Reihtsgrundlage dafür.

2. Die Anwendung vrn Gewalt für eine angebliih im Interesse des Kindeswrhls liegende 
Maßnahme kann niiht verhältnismäßig seine u.a. da sie selbst das Kindeswrhl gefährdet.

(Vergl. Gutachten des Deutschen Vereins für öfenttiche und private Fürsorge vom Juti 
2017).

3.Mildere und angemessenere Mitel (Unterbringung in  remen) stehen zur Verfügung.

4. Zwisihen den Landesjugendämtern besteht Dissenz über die Reihtmäßigkeit der 
Anwendung vrn Zwang (BAG LJA 29.01.2018).

B Konkretes Verfahren durch das Jugendamt Bremen

1.  remen kann niiht für die Vrllstreikung des  esiheids einer anderen  ehörde 
(Zuweisungsbesiheid) zuständig sein. Anrrdnende und vrllstreikende  ehörde müssen 
identsih sein. Das ist niiht der Fall.

2. Der in den  esiheiden und der Verwattungsanweisung vom 09.01.2020 (VA) genannte
§ 42a Abs. 5 Nr. 1 Satz 1 SGB VIII enthält ledigliih eine Aufgabenzuweisung und keine 
Eingriosbefugnis. Diese Regelung kann daher ebenfalls keine Reihtsgrundlage für die 
Anwendung vrn Zwang sein.

3. Da srmit keine Reihtsgrundlage für die Anwendung vrn Zwang vrrhanden iste kann auih
über eine Abwägung der Verhältnismäßigkeit keine Reihtmäßigkeit hergestellt werden. 
Eine srlihe Abwägung fndet siih in den  esiheiden jedrih auih gar niiht. Es wird ledigliih
unbegründet und pausihal behauptete die Anwendung vrn Zwang liege im Interesse des 
Kindeswrhls.

4. Die Mrnatsfrist zur Durihführung der Verteilung naih § 42b Abs. 4 Nr. 4 SGB VIII beginnt
mit der Feststellung der Minderjährigkeit (BVerwG 5 C 11.17 vom 26.4.2018) und endet 
mit der Inrbhutnahme durih das zugewiesene Jugendamt. Die Anwendung vrn Zwang fand
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in mindestens einem Fall naih Ablauf der Frist vrn einem Mrnat state sr dass es dafür 
auih in dieser Hinsiiht keine Reihtsgrundlage gab.

5. Die reihtswidrige Andrrhung unmitelbaren Zwangs ist jeweils auf 72 Stunden befristet. 
Diese Frist wurde in mindestens einem Fall um mehrere Tage übersihritene sr dass es zum 
Zeitpunkt der Anwendung des Zwangs auih in dieser Hinsiiht keine Reihtsgrundlage gab. 

6. Es besteht eine eklatante Reihtssihutzlüike: Laut Verwaltungsanweisung srll die 
Amtsvrrmundsihaft die Nrtvertretung wahrnehmen. Sie hat dies aber in keinem der 
bekannten Fälle getan und ist roenbar auih niiht darauf vrrbereitet. Die UMF erhalten 
ledigliih einen einseitgen Handzetel in deutsiher Spraihe mit der Adresse der 
Amtsvrrmundsihaft.

7. In mindestens zwei Fällen wurde Widersprüihen gegen die Zwangsmaßnahme später 
abgehrlfen. Die bereits ausgeübte Gewalt krnnte damit selbstverständliih niiht geheilt 
werden.

C Träger – Verein für Innere Mission

1. Die VA betrif auih den Trägere wurde mit diesem aber niiht abgestmmt (rder sie 
wurde vrm Träger akzeptert).

2. Die VA enthält eine Anweisunge die niiht erfüllbar iste bzw. für die es keine 
Reihtsgrundlage gibte nämliih die " ereithaltung der persönliihen Gegenstände" des 
 etreoenden. Dies wäre nur mögliihe wenn diese dem/der Jugendliihen zuvrr reihtswidrig
weggenrmmen würden.

3. Die VA sieht eine Infrrmatrn des Trägers vrre verlangt aber implizite dass der/die 
Jugendliihe niiht infrrmiert wird. Das beeinträihtgt das Vertrauensverhältnis der 
Jugendliihen zum Träger.

4. Das für eine Einriihtung der Jugendhilfe nrtwendige Vertrauensverhältnis wird durih die
siheinbare rder tatsäihliihe  eteiligung vrn Mitarbeitenden untergraben.

5. Die mitelbare rder unmitelbare Teilnahme an Zwangsmaßnahmen gegen  etreute ist in
diesem Krntext weder mit dem  erufsethrs nrih mit dem Mandat der Srzialen Arbeit 
vereinbar.

6. Angesiihts der dargelegten Reihtswidrigkeit der Ausübung vrn Zwang ist auih das dafür 
nrtwendige Eindringen in die privat genutzten Räume (Art. 13 GG) bzw. dessen 
Ermögliihen durih den Träger reihtswidrig.

D Lösung

Die Verwaltungsanweisung ist dahingehend zu änderne dass die Anwendung unmitelbaren 
Zwangs durihgehend ausgesihlrssen wird. Es fehlt an einer Reihtsgrundlage und der 
nrtwendigen Verhältnismäßigkeite außerdem sind Kindeswrhlgefährdungen zu befürihten.
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